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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Referendum in Slowenien am 
6.6.2010 

SCHIEDSVERFAHREN ZUR LÖSUNG DES KROATISCH-SLOWENISCHEN GRENZ-

STREIT AUF DEM PRÜFSTAND 

Am 6. Juni 2010 stimmen die Slowenen in einer bindenden Volksabstimmung darüber ab, 

ob die im November letzten Jahres von den Regierungschefs der beiden Länder unterschrie-

bene Übereinkunft zur Lösung der Grenzstreitigkeiten auch in Slowenien in Kraft treten 

kann.1 Darin waren beide Parteien übereingekommen, die Entscheidung über den Verlauf 

der umstrittenen See- und Landgrenzen einem eigens dazu einzusetzenden, international 

besetzten Schiedsgericht anzuvertrauen und dessen Schiedsspruch zu akzeptieren.2 

Während der Sabor, das kroatische Parlament, der Übereinkunft bereits im November 2009 

zustimmte, begann in Slowenien eine zermürbende, intensive und lang anhaltende Debatte 

über das Für und Wider. Sie ging selbst dann noch weiter, als das slowenische Verfassungs-

gericht im März die rechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung ausgestellt hatte. Ein Refe-

rendum war gleichwohl nicht zu vermeiden. Hätte es nicht die Regierung angesetzt, wäre es 

mit Sicherheit von anderer Stelle in Szene gesetzt worden. Die Hürden dafür liegen in Slo-

wenien extrem tief. 

Die Diskussionen sind vor allem innenpolitisch motiviert. Die Oppositionsparteien, vorneweg 

die von Janez Janša geführte konservative SDS, konnten der Versuchung nicht widerstehen, 

zu versuchen, der eher glücklos operierenden sozialdemokratisch geführten Regierung einen 

weiteren Schlag zu versetzen. Als Hauptargument dient ihr der Vorwurf, in der Übereinkunft 

sei das Recht Sloweniens auf einen Zugang zu den internationalen Gewässern nicht abgesi-

chert worden. Die Regierung hingegen verweist darauf, dass das erzielte Ergebnis besser sei 

als alles, was man vorher erreicht habe. 

Es ist zu fragen, ob die Opposition mit der gewählten Strategie ihr Ziel, die Regierung zu 

schwächen, erreichen wird. Es hat den Anschein, als seien die Slowenen nach den nationa-

len Aufgeregtheiten des vergangenen Jahres des Streites müde geworden. Die Presse hat 

ebenfalls einen Schwenk vollzogen und stellt sich mehrheitlich hinter die Abmachung. Das 

war zu erwarten, da sie grundsätzlich eher links orientiert ist. Auch international hat sich die 

Opposition ins Abseits manövriert. Die meisten Mitgliedsstaaten der EU und die USA wollen 

                                                     

1 Die Frage lautet: „Sind Sie dafür, dass das Gesetz über das Schiedsgericht zwischen 
Slowenien und Kroatien, dass das slowenische Parlament am 19. April verabschiedet hat, in 
Kraft tritt?“ 
2 Einzelheiten sind in folgendem Eigenbericht enthalten: 
http://www.kas.de/proj/home/pub/40/1/year-2009/dokument_id-18028/index.html 
(31.05.2010) 
Der Wortlaut der Übereinkunft: http://www.tportal.hr/vijesti/hrvatska/41344/Tekst-
hrvatsko-slovenskog-arbitraznog-sporazuma.html (31.05.2010) 
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den Streit gelöst haben, egal wie. Dies gilt insbesondere auch für die Haltung der politischen 

Partnerparteien der SDS in der EVP. Ob das Referendum für die Regierung positiv ausgehen 

wird, ist dennoch schwer vorhersagbar. Eine der führenden Tageszeitungen Sloweniens die 

„Delo“ veröffentlichte am 24.05.2010 eine Umfrage, in der sich 52 Prozent der Befragten die 

Frage des Referendums mit „Ja“ und nur 24 Prozent mit „nein“ beantworten wollen. 24 Pro-

zent sind noch unentschieden, wobei ohnehin nur 40 % überhaupt abstimmen wollen. Es 

gibt aber auch andere Umfragen, die ein viel knapperes Ergebnis prognostizieren. Vieles 

wird demnach davon abhängen, inwieweit die jeweiligen politischen Lager ihr Klientel mobi-

lisieren können. 

Auch wenn das Referendum scheiterte, wäre das keine wirkliche Katastrophe, weder für 

Kroatien noch für Slowenien. Beide Seiten haben sich mit dem seit 1990/91 bestehenden 

status quo seit langem arrangiert und dabei wird es bleiben. Die Wiederaufnahme der Blo-

ckade der EU-Beitrittsverhandlungen durch Slowenien wäre theoretisch vorstellbar, ist aber 

wenig realistisch. Und mit dem EU-Beitritt Kroatiens 2012 oder 2013 werden Grenzen in ih-

rer Bedeutung noch weiter marginalisiert und mit der Grenzziehung verbundene praktische 

Probleme pragmatisch zu lösen sein.

 

 




